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Die Krise der landwirtschaftlichen 
P, 'eis- und Einkommenspolitik in der EWG 

' Prof. Dr. H. Niehaus, Bonn 

Die EWG-Kommission hat am 1. Juli 1960 eine 
systematische Darstellung ihrer „Grundsätze der 
gemeinsamen Agrarpolitik“ gegeben. Danach soll 
die Marktpolitik a. „den landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen eine Bewertung sichern, die dazu bei- 
trägt, daß der landwirtschaftlichen Tätigkeit eine 
angemessene Entlohnung zufließt, die sich derje- 
nigen in anderen Wirtschaftsbereichen annähert;“ 
b. „ein Gleichgewicht zwischen der Produktion und 
den Absatzmöglichkeiten innerhalb und außerhalb 
der Gemeinschaft anstreben“. Sie soll dabei fol- 
gende Instrumente anwenden: „Zentrale Ämter für 
Getreide, Zucker und Milcherzeugnisse, Koordinie- 
rung der nationalen Marktordnungen für Rindfleisch, 
Schweinefleisch, Geflügelfleisch und Eier, gemein- 
same Wettbewerbsregeln für Obst, Gemüse und 
Wein, wirksamen Einfuhrschutz durch Zölle und 
Abschöpfungen oder beides.“ Das Preisniveau 
soll durch ein pragmatisches Vorgehen bestimmt 
werden. 

„Das endgültig zu erreichende gemeinsame Preis- 
niveau wird unter Berücksichtigung der Auswir- 
kungen der voraufgegangenen Schritte der Preis- 
annäherung in den verschiedenen Gebieten und Be- 
triebstypen sowie unter Anpassung an die Ent- 
wicklung der Gesamtheit der landwirtschaftlichen 
Märkte und an die allgemeine wirtschaftliche Kon- 
junktur in den Ländern der Gemeinschaft be- 
stimmt werden.“ 

Man war sich von vornherein darüber klar, daß 
die Marktpolitik allein nicht genügen würde, um 
das Einkommen zu sichern und das Gleichgewicht 
auf den Märkten zu halten, sondern daß man dazu 
auch eine Rationalisierung der Betriebsstruk- 
tur durchführen müsse. „Die Produktivität der 
Landwirtschaft durch Förderung des technischen 
Fortschritts, Rationalisierung der landwirtschaftli- 
chen Erzeugung und den bestmöglichen Einsatz der 
Produktionsfaktoren, insbesondere der Arbeits- 
kräfte zu steigern; auf diese Weise der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung, insbesondere durch Er- 
höhung des Pro-Kopf-Einkommens der in der 
Landwirtschaft tätigen Personen, eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten.“ 

Den Auftrag, die bäuerlichen Familienwirtschaf- 
ten zu erhalten und zu fördern, legt die Kommis- 

x) überarbeitete Bandaufnahme eines am 14. 2. 1969 in der 
Ev. Akademie in Loccum gehaltenen Vortrages: „Grundsätze 
und Schwierigkeiten der EWG-Agrarpolitik, ein Rückblick." Der 
Vortrag diente als Einleitung zu einer Diskussion über den 
„Mansholt-Plan". Der Text wurde abgeschlossen am 10. 3. 1969. 

sion so aus, daß damit nicht alle bestehenden Fa- 
milienwirtschaften gemeint sind, sondern „als Fa- 
milienbetrieb ist ein Unternehmen anzusehen, das 
einerseits der Leistungsfähigkeit der 2—3 Voll-AK 
entspricht, wie sie eine Familie bei unterschiedli- 
cher Zusammensetzung im Wechsel der Generatio- 
nen stellen kann, und das andererseits bei zweck- 
mäßiger Wirtschaftsweise ein im Verhältnis zu 
vergleichbaren Berufsgruppen angemessenes Fami- 
lieneinkommen ermöglicht“. 

Aus den Formulierungen zur Handelspoli- 
tik geht hervor, daß die Anhebung des EWG- 
Preisniveaus vom Weltmarkt als notwendig erach- 
tet wird. Über die Höhe dieses Schutzes sagt die 
Kommission aber ebensowenig wie über das innere 
Preisniveau der EWG. „Die Kommission wird vor 
die Aufgabe gestellt sein, eine Synthese aus den 
jeweiligen handelspolitischen und agrarpolitischen 
Notwendigkeiten der Gemeinschaft zu finden.“ Auf 
den Märkten für Rinder, Schweine und Milch- 
erzeugnisse sollen die Mitgliedsländer aber „das 
Volumen ihrer Einfuhrverpflichtungen gegenüber 
Drittländern nicht über den Stand vom 1.1. 1960 
erhöhen.“ Das ist die klare Verkündigung einer 
Handelspräferenz, die zu der im Wesen der Zoll- 
union liegenden Zollpräferenz noch hinzukommt. 

Was ist aus diesen Grundsätzen geworden? 

1. Obwohl die Vereinheitlichung des Preisniveaus 
auf einer höheren Ebene stattgefunden hat, als 
die Kommission ursprünglich beabsichtigte, und 
obwohl durch den technischen Fortschritt und 
die Anwendung produktionssteigernder Be- 
triebsmittel die Umsätze und auch die Netto- 
einkommen der Landwirte bedeutend gestiegen 
sind, ist es nicht gelungen, der Mehrheit der 
Bauern ein Einkommen zu verschaffen, das im 
Sinne einer Paritätsvorstellung dem Einkom- 
men anderer Wirtschaftsbereiche angenähert ist. 
Es ist nur in sehr beschränktem Maße gelungen, 
den Typ von Familienwirtschaften zu entwik- 
keln, der dem damaligen Leitbild der Kommis- 
sion entspricht. 

2. Andererseits ist es auch nicht möglich gewesen, 
ein Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage 
auf wichtigen Märkten herbeizuführen, wie die 
Überschüsse bei Weichweizen, Butter, Zucker 
zeigen. Bei anderen Erzeugnissen droht eine 
ähnliche Entwicklung. Das komplizierte Ge- 
bilde zentraler Marktordnungen, das an die 
Stelle der ursprünglichen einfachen Konzeption 
der Kommission getreten ist, verliert durch seine 
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umfassenden Marktinterventionen in zunehmen- 
dem Maße seine Funktionsfähigkeit. Es führt 
zur Anhäufung unverkäuflicher Vorräte und 
verursacht unerträglich hohe Kosten, die im 
EWG-Memorandum vom Dezember 1968 für 
1969 mit 2,3 Mrd. Rechnungseinheiten, das sind 
2,3 Mrd. Dollar, geschätzt worden sind. 

3. Trotz der Zoll- und Handelspräferenzen der 
EWG-Länder haben die Einfuhren aus Drittlän- 
dern, die das Inlandsangebot ergänzen, zuge- 
nommen. Die Einfuhren jedoch von Produkten, 
die mit der Inlandsproduktion konkurrieren — 
besonders aus nordischen Ländern — sind zu- 
rückgegangen. Die Ausfuhren aus der EWG, die 
zur Beseitigung von Überschüssen immer not- 
wendiger werden, sind bei dem im Verhältnis 
zum Weltmarkt hohen Preisniveau nur mit ver- 
hältnismäßig großen Exportsubventionen mög- 
lich. Die Abnahme der Aufnahmefähigkeit der 
EWG-Länder für Agrarimporte und das Dump- 
ing der EWG mit Agrarexporten macht sich 
einengend und störend im Handel mit anderen 
Ländern bemerkbar und veranlaßt diese zu Ge- 
genmaßnahmen, die sich im Laufe der nächsten 
Jahre zu echten Handelskriegen erweitern 
könnten. 

Die EWG-Agrarpolitik befindet sich also in einer 
Sackgasse. Diese Entwicklung hat eigentlich nichts 
Überraschendes. Sie ist von vielen seit Jahren vor- 
ausgesagt worden, die die Agrarpolitik mit wachen 
Augen verfolgt haben. Auch ich rechne mich zu die- 
sen Leuten; ich habe schon vor zehn Jahren eine 
Überproduktion in der zweiten Phase der EWG 
vermutet. 

„Es ist nicht unwahrscheinlich, daß die Tendenz 
zur Preiserhöhung im Gemeinsamen Markt, insbe- 
sondere in den Ländern, deren Preisniveau noch 
niedrig war, zu einem kräftigen Anstoß in der Pro- 
duktion führen wird, und daß auf der anderen 
Seite die Tendenz zu einem hohen Preis für Agrar- 
produkte den Konsum in Grenzen halten wird. Es 
werden also zwei antagonistische Kräfte in Bewe- 
gung gesetzt, vielleicht mit der Wirkung, daß schon 
in der zweiten Phase des Gemeinsamen Marktes 
ein echtes Überschußproblem agrarischer Produk- 
tion auf den europäischen Märkten auftreten wird2).“ 
Ähnliche Warnungen finden sich in den Berichten 
der OEEC in Paris3). 

Neu ist nur die Art und Weise, wie von den ver- 
antwortlichen Politikern das Versagen der bisheri- 
gen Politik in das Bewußtsein der breiten Öffent- 
lichkeit gehoben worden ist, und der dramatische 
Übergang von alten zu neuen Leitbildern. Damit 
wurde die Schwelle sichtbar überschritten, an die 
man sich schon seit langem herangetastet hatte. 
Treffend schildert der amerikanische Nationalöko- 

2) H. N i e h a u s : Die Landwirtsdialt im Gemeinsamen 
Markt und in der Freihandelszone. In: Aktionsgemeinschaft 
Soziale Marktwirtschaft, Tagungsprotokoll Nr. 10, Hilfe zur 
Selbsthilfe in der Landwirtschaft. Ludwigsburg 1958, S. 14. 

3) OEEC: Europa heute und 1960. Bd. II, Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, 1957, S. 136. 

nom Kenneth Boulding einen solchen Übergang 
von alten zu neuen Leitbildern 4). „Solche Verände- 
rungen des wirtschaftlichen Leitbildes und die 
daraus folgenden Revolutionen in unserem Verhal- 
ten scheinen recht plötzlich zu kommen. Oft sind 
sie jedoch nur der Höhepunkt langwieriger Vor- 
gänge. Die Unzufriedenheit wächst langsam mit 
jeder Wiederholung des altgewohnten Verhaltens, 
bis wir schließlich platzen; und dabei mag der Nut- 
zen des gewohnten Verhaltens vielleicht nur um 
einen Bruchteil unter den Nutzen einer möglichen 
Alternative sinken. Ein neuer Posten, ein neuer 
Standort, eine neue Firma, ja, vielleicht sogar eine 
neue Frau, mag das Resultat sein.“ 

In unserem Falle war das Resultat: Das „Agrar- 
programm der Bundesregierung“ (vom 1. Juli 1968); 
„Vorschläge zur Intensivierung und Koordinierung 
der regionalen Strukturpolitik“ des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft (27. September 1968) und das 
„Memorandum zur Reform der Landwirtschaft in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ von 
der EWG-Kommission (18. Dezember 1968). Über 
den Inhalt dieser Programme, die hauptsächlich 
die Strukturpolitik zum Gegenstand haben, habe 
ich nicht zu sprechen. Meine Betrachtungen sollen 
sich mit den Vorgängen beschäftigen, die zur Krise 
der Einkommens- und Preispolitik geführt haben, 
aus der man nun einen Ausweg in neue Agrar- 
strukturen sucht. Dabei wird sich zeigen, daß diese 
Vorgänge zum Teil nicht nur der Vergangenheit 
angehören, sondern ihren drohenden Schatten in 
die Zukunft werfen. Sie müssen deshalb bei der 
neuen Therapie aller zukünftigen Pläne mit in Be- 
tracht gezogen werden. Man kann sogar in Analo- 
gie zu einem Bestseller-Buchtitel von „Erinnerun- 
gen an die Zukunft“ sprechen. Darin soll zum Aus- 
druck gebracht werden, daß sich Entwicklungen, 
die wir in der EWG vielleicht in Zukunft zu er- 
warten haben, schon längst irgendwo ereigneten, 
nämlich in den Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika. Ich glaube, daß vor diesem Hintergrund 
manche Konturen der europäischen Pläne deutli- 
cher sichtbar werden. 

Ich komme nun zur Beantwortung von drei 
zentralen Fragen: 

1. weshalb hat die Einkommenspolitik ihr Ziel 
nicht erreicht; 

2. weshalb ist es nicht gelungen, ein Gleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage auf den Agrar- 
märkten herzustellen und 

3. werden die EWG-Länder die Entwicklung in 
den USA nachvollziehen? 

1. Angemessenes Einkommen 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren die Wachs- 
tumsbedingungen für die Industrie bedeutend 
günstiger als für die Landwirtschaft. Von 1950 
bis 1967 stieg die „Wertschöpfung“ der Landwirt- 

4) K. Boulding: Die neuen Leitbilder (The Image), Düs- 
seldorf 1958, S. 81, 82. 
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schaft in der Bundesrepublik auf das Doppelte, 
während sie in allen anderen Wirtschaftsbereichen 
zusammen auf das Fünffache anstieg. In der Land- 
wirtschaft wird die Produktion durch das Gesetz 
vom abnehmenden Bodenertragszuwachs im Zaum 
gehalten, aber andererseits hat auch die Nachfrage 
im ganzen eine zunehmend engere, physisch be- 
stimmte Grenze. Diese Entwicklung hätte bei un- 
veränderter Zahl der Erwerbstätigen in Industrie 
und Landwirtschaft zu einer sehr starken Vergrö- 
ßerung der Einkommensunterschiede pro Kopf 
führen müssen. Dadurch aber, daß die Industrie- 
produktion mit mehr Arbeitskräften erstellt wurde 
— viele Millionen von Ostvertriebenen sind in der 
Industrie untergebracht worden — die Landwirt- 
schaft dagegen mit laufend weniger Arbeitskräften 
ausgekommen ist, konnte sich die Zunahme des 
Einkommens pro Kopf der Erwerbstätigen in Indu- 
strie und Landwirtschaft prozentual ungefähr pa- 
rallel entwickeln. Aber die Differenz, die vorher 
schon vorhanden war, konnte nicht aufgehoben 
werden, sondern vergrößerte sich noch. 

Wenn auch der Vergleich zwischen dem Industrielohn 
und dem Arbeitslohn in der Landwirtschaft nicht exakt 
sein kann, so ist es doch möglich, sich durch einen sol- 
chen Vergleich den Unterschied zwischen prozentualem 
und absolutem Wachstum klar zu machen. In den zehn 
Jahren von 1956/57 bis 1966/67 nahm der Industrielohn 
von 4000 DM auf 10 000 DM zu, das sind 250 °/o von der 
Ausgangsgröße. In der Landwirtschaft wuchs das Ar- 
beitseinkommen von 3000 DM auf 7500 DM; das sind 
ebenfalls 250 “/o, aber der absolute Abstand hatte sich 
von 1000 DM auf 2500 DM erhöht. Um Parität zu errei- 
chen, hätte das landwirtschaftliche Arbeitseinkommen 
1966/67 nicht 250 °/o, sondern 333 °/o des Standes von 
1956/57 betragen müssen. Obwohl gut geleitete Betriebe 
von ausreichender Größe mit günstigen natürlichen 
Verhältnissen und in guter Verkehrslage solche Wachs- 
tumsraten erreicht haben, so war das der weit über- 
wiegenden Zahl der Betriebe nicht möglich. Nach dem 
Grünen Bericht von 1969 wurde ein „vergleichbares“ 
Arbeitseinkommen erreicht: in der Hackfruchtgruppe 
der Testbetriebe (Betriebe mit 18 000 DM und mehr Be- 
triebsertrag) in 45 %> der Betriebe bei einer Betriebs- 
größe von etwa 20 bis 22 ha; in der Getreidebaugruppe 
in 22 °/o bei einer Betriebsgröße von 40 bis 45 ha, wäh- 
rend in keinem Betrieb der Futterbaugruppe der Indu- 
strielohn erreicht wurde. Rechnet man aber zum Ar- 
beitslohn das Einkommen aus Boden und Kapital hin- 
zu (was allerdings nur denen voll zu Verfügung steht, 
die kein Fremdkapital zu verzinsen haben) so erscheint 
die Einkommenslage günstiger. In den Futterbaube- 
trieben hatten dann die Erwerbstätigen in 45 %> der 
Betriebe bei Größen von etwa 22 ha, in den Getreide- 
baubetrieben in 63 °/o bei Betrieben von 21 ha und in 
den Hackfruchtwirtschaften in 60 °/o bei Betrieben von 
nur 17 ha ein vergleichbares Einkommen. Wenn die 
Bauern selbst Einkommensvergleiche anstellen, so ha- 
ben sie immer das Gesamteinkommen und nicht die 
abstrahierte Größe „verdienter Lohn“ im Auge. Es ist 
deshalb zu begrüßen, daß dieser „Blickfang“ im letzten 
Grünen Bericht nicht mehr benutzt wird. 

Als 1955 Beratungen über das geplante Land- 
wirtschaftsgesetz im „Paritätsausschuß“ des Bun- 
destages stattfanden, habe ich mich vergeblich be- 
müht, den Politikern klar zu machen, daß sich an- 
gesichts der verschiedenen Ausgangslagen und der 
unterschiedlichen Wachstumstendenzen in Indu- 
strie und Landwirtschaft eine „Einkommenspari- 
tät“ nicht erreichen läßt. Man wollte nicht einse- 

hen, daß die Erscheinung der Einkommensdispari- 
tät ein altes Phänomen ist, das seit dem Übergang 
vom Früh- zum Hochkapitalismus die Abwande- 
rung aus der Landwirtschaft gesteuert hat und im 
Spätkapitalismus bis auf weiteres auch steuern 
wird. In den neuen Vorschlägen des Bundeswirt- 
schaftsministers zur regionalen Strukturpolitik 
wird auch noch für 1980 damit gerechnet, daß das 
landwirtschaftliche Einkommen nur zwei Drittel 
bis drei Viertel des Einkommens in der übrigen 
Wirtschaft betragen wird, und daß dieser Stand 
nur bei weiterer massiver Abwanderung und durch 
Auflösung vieler Betriebe erreichbar ist. 

Während in der Landwirtschaft die Mobilität der 
Produktionsfaktoren gehemmt ist und das Wachs- 
tum der personellen Einkommen sich dadurch ver- 
zögert, hat sich in der Industriewirtschaft geradezu 
eine Wachstumsideologie entwickelt, die zur Kon- 
zentration von Unternehmungen in starken Oligo- 
polen, zur Reinvestition von Gewinnen und zu 
einer dem Wachstum des Sozialproduktes paralle- 
len oder sogar vorauseilenden Erhöhung der Löhne 
führt. Die heutigen Oligopole verzichten weitge- 
hend auf Preiskonkurrenz; sie konkurrieren in er- 
ster Linie durch Differenzierung der Produkte oder 
durch neue Waren. Die Gewinne werden nur zum 
Teil an die Aktionäre ausgeschüttet, sie werden 
strategisch für das Wachstum des Unternehmens 
eingesetzt. Zur Expansion werden Bankkredite zu- 
sätzlich in Anspruch genommen, und die Regierun- 
gen setzen ebenfalls Kredite ein, um Industrie- 
krisen zu vermeiden, die bisher die Folge einer 
Überexpansion waren. Da die „Kapitalisten“ ein- 
schließlich ihres Unternehmerlohns nur rund ein 
Drittel des Volkseinkommens beziehen, wird das 
Wachstum des Arbeitseinkommens der Unselbstän- 
digen in der Volkswirtschaft zu einer unentbehr- 
lichen Voraussetzung für die Expansion der Unter- 
nehmen, die außerdem die Kaufwilligkeit durch 
intensive Werbung noch anstacheln müssen. In die- 
sem hart an der Grenze der offenen Inflation ope- 
rierenden Industriesystem haben die gewerblich 
tätigen Arbeiter dank ihrer großen Masse und ihrer 
gewerkschaftlichen Organisation bessere Chancen 
der Einkommensbildung als die Minderheit der 
landwirtschaftlichen Produzenten. Und wenn man 
dann die Industrielöhne als Solleinkommen in land- 
wirtschaftliche Einkommensberechnungen einsetzt, 
dann braucht man sich über wachsende Disparität 
nicht zu verwundern. 

2. Ausgleich von Angebot und Nachfrage 

Von Anfang an war die Kommission in großer 
Sorge, daß ein zu hohes Preisniveau in absehbarer 
Zeit eine echte Überproduktion hervorrufen könn- 
te. Aber die Kommission hatte die Hypothek der 
nationalen Agrarpolitiken zu übernehmen. Und 
hier liegt sozusagen die „Erbsünde“ aller Agrar- 
politik, die es in der Welt gibt. Diese Erbsünde be- 
steht darin, daß man versucht, die Preise künst- 
lich über die Preise zu heben, die im normalen 
Markt sonst entstehen würden, und daß man da- 
bei den zweiten Schritt nicht wagt, nämlich die 
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Steuerung der Produktionsmengen. Keinem Indu- 
striellen würde es jemals einfallen zu glauben, daß, 
wenn man ein Preiskartell macht, man ohne Quo- 
tenkartell auskommen kann. 

In der Landwirtschaft ist man den Weg des ge- 
ringsten Widerstandes gegangen, weil man nicht 
gewagt hat, Produktionskontrollen bei den vielen 
Millionen Betrieben durchzuführen, auch als der 
Umschlag aus einer Mangellage in eine Über- 
schußsituation deutlich sichtbar wurde. Man hat 
den elementaren Zusammenhang von Preisen und 
Mengen mißachtet, die in einem sich selbst steuern- 
den (kybernetischen) System miteinander verbun- 
den sind. Ich habe meinen Studenten dieses System 
durch die Analogie mit dem Regulator einer Dampf- 
maschine begreiflich gemacht. Hier wird durch 
einen einfachen Mechanismus die Tourenzahl der 
Maschine mit der Damnfzufuhr so gekoppelt, daß 
bei zu hoher Tourenzahl die Dampfzufuhr gedros- 
selt, bei zu niedriger verstärkt wird. Das weltweit 
verbreitete System der landwirtschaftlichen Markt- 
interventionen funktioniert umgekehrt. Wenn das 
Tempo der Produktion steigt und Überschüsse er- 
zeugt, wird der Preis durch Interventionen am 
Sinken gehindert oder gar noch angehoben, wo- 
durch die Produktion weiter steigen kann. Das ist 
ein System, das sich nicht selbst steuert, sondern 
sich selbst vernichtet. Auf dem Weg zum Unter- 
gang aber kostet es viel Geld, weil man große Men- 
gen von Ware aus dem Markt nehmen, lagern oder 
mit Verlust exportieren muß. 

Wer wie ich für eine möglichst gut funktionie- 
rende Wettbewerbsordnung ist, hat sich der Not- 
wendigkeit nicht verschlossen, daß man bei Pro- 
dukten, die unelastisch nachgefragt werden, d. h. 
bei denen eine Preissenkung nicht zu einem pro- 
portionalen Mehrverbrauch führt, durch Aufkauf 
und Lagerung für einen saisonalen Ausgleich auf 
den Märkten sorgen muß. Nur dürfen daraus keine 
Dauervorräte entstehen. Diese Probleme sind durch 
eine Gruppe von Agrarwissenschaftlern und Ver- 
waltungsexperten eingehend dargestellt worden in 
einem 1950 erstatteten Gutachten 3). Ich habe 1954 
in einem Aufsatz auf die Gefahr hingewiesen, die 
aus einer zu starken Anwendung der Marktinter- 
ventionen entsteht und zu zeigen versucht, daß er- 
folgreiche Agrarpolitik die „Kunst der intelligen- 
ten Dosierung“ ist. „Viele der genannten Maßnah- 
men stützen und ergänzen die Wettbewerbsord- 
nung, wenn sie in mäßigen Dosen angewendet wer- 
den, sie stören sie aber, wenn die Dosierung zu 
stark wird. Die Wirtschaftspolitik steht damit vor 
denselben Problemen wie die medizinische Thera- 
pie bei der Anwendung von Medikamenten. In ge- 
ringer Dosierung wirken diese Stoffe anregend, die 
bei Überdosierung den Körper vergiften. Es kann 
an zahlreichen Beispielen gezeigt werden, daß die 
Überdosierung der Interventionen geradezu die 
typische Zeitkrankheit der Wirtschaft unserer 
Epoche ist5 6).“ 

5) Gutachten des Ausschusses für landwirtschaftliche Markt- 
ordnung. Hrsg, vom Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, Bonn 1950. 

°) H. N i e h a u s : Leitbilder der Wirtschafts- und Agrar- 
politik in der modernen Gesellschaft. Stuttgart 1957, S. 252. 

Das Marktordnungssystem der EWG leidet an 
Überdosierung. Je niedriger der Interventionspreis 
gesetzt wird, desto weniger haben die Interven- 
tionsstellen zu tun und weniger Vorräte entstehen: 
aber je höher man den Interventionspreis setzt, 
desto mehr Geld muß man haben, um in den Markt 
einzugreifen, desto höher werden die Vorräte, desto 
mehr muß man exportieren. Infolgedessen hatte die 
Kommission immer das Bestreben, in den Preis- 
ansätzen möglichst nicht zu hoch zu gehen. Ur- 
sprünglich sollten sie sich eigentlich mehr an die 
französischen und niederländischen Preise anleh- 
nen. Aber das war politisch nicht durchführbar. 
Sie hat dann im ganzen gesehen ein' Preisniveau 
wählen müssen, das nicht in der Mitte des frühe- 
ren Preisniveaus der einzelnen Länder, sondern 
darüber liegt. Das gilt trotz der Getreidepreissen- 
kung in der Bundesrepublik. In dem Bestreben, das 
Einkommen in der Landwirtschaft zu verbessern, 
hat man ein Preisniveau gewählt, das die Märkte 
ins Ungleichgewicht bringt. 

In erster Linie ist dafür der Ministerrat verant- 
wortlich, der seinerseits wieder unter dem Druck 
der einzelstaatlichen Interessen stand. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang wieder einen Buchtitel 
verwenden: „Gespenst in der Maschine“ von Arthur 
Koestler. Wir haben es hier mit dem „nationa- 
len Gespenst in der EWG-Maschine“ zu tun. Ich 
meine ein wirkliches Gespenst, das handgreiflich 
werden kann. Die EWG hat es von den Mitglieds- 
ländern übernommen. Schon die OEEC konnte es 
beim Abbau der Devisenbewirtschaftung und der 
Kontingente nicht überwinden. Man entzog der 
Liberalisierung alle Produkte, die dem Staatshan- 
del und den nationalen Marktordnungen unterla- 
gen. Bei uns waren das Getreide, Zucker, Milchpro- 
dukte und Fleisch, die klassischen Erzeugnisse mitt- 
lerer und größerer Bauernbetriebe. Man liberali- 
sierte dafür Obst, Gemüse, Eier, Geflügel und 
schließlich noch Käse. In der EWG haben unsere 
Unterhändler in Brüssel sich jahrelang gesträubt, 
einer schrittweisen Herabsetzung der auch im Rah- 
men unseres Preisniveaus überhöhten Getreide- 
preise zuzustimmen. Frankreich ist besonders des- 
halb in den Gemeinsamen Markt gegangen, um 
einen Markt für seine landwirtschaftlichen Über- 
schüsse und eine Finanzquelle für seine Export- 
subventionen zu gewinnen. Es hat in den letzten 
Jahren versucht, das zentrale europäische Element, 
die Kommission, durch nationale Regierungsaus- 
schüsse zu schwächen. Unter dem Druck nationaler 
Interessen ist die Zahl der Marktordnungen bis 
aufs Äußerste vermehrt worden, und ursprünglich 
vernünftige Konzeptionen sind durch den Wett- 
eifer nationaler Experten bis ins Unerträgliche kom- 
pliziert worden. Das scheint neuerdings auch an- 
steckend auf die Leute in der Kommission gewirkt 
zu haben. Bei den Verhandlungen in Brüssel, die 
sich oft bis in die frühen Morgenstunden hinziehen, 
schnürt man Pakete, in denen für jedes Land ein 
paar Gewinne und ein paar Nieten stecken, damit 
sie zu Hause politisch einigermaßen verkauft wer- 
den können. Die Italiener haben sich als Meister 
bei diesem Handel erwiesen. Ein Rückfall in den 
Länderegoismus sind auch die nationalen Kontin- 
gente für Zucker. Sie sind deshalb auch zu hoch 
ausgefallen. Die Festsetzung des Milchpreises auf 
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39 Pf ab Hof war angesichts der bekannten Situa- 
tion auf den Märkten ein „Betriebsunfall“, für den 
es keine Versicherung gibt. Auf weitere Einzelhei- 
ten kann ich hier nicht eingehen. Ich verweise auf 
die neueste zusammenfassende Darstellung der 
EWG-Probleme 7>. 

Es wäre falsch, hier von Schuld zu sprechen. Die 
Akteure sind Gefangene ihres Denksystems und 
der nationalen Triebkräfte. Der Gemeinsame Markt 
absorbiert zwar zu wenig Agrarprodukte, aber 
einen ungeheuren und steigenden Aufwand an in- 
telligenter Arbeit, an viel gutem Willen und Geld 
in Brüssel und in allen Mitgliedsländern. Man wird 
an einen Ausspruch des Schweizer Historikers 
Jakob Burckhardt erinnert, daß die Ge- 
schichte einen gewaltigen Aufwand benötigt, um 
nur einen kleinen Fortschritt hervorzubringen. 

Aber es gibt eine wichtige Tatsache, welche die 
verantwortlichen Politiker weitgehend von dem 
Vorwurf entlasten könnte, sie hätten sich in der 
Dosierung der Preispolitik und der Intervention 
vergriffen und das heutige Ungleichgewicht auf 
den Märkten fahrlässig herbeigeführt. Das ist der 
technische Fortschritt. Wenn sich nach- 
weisen ließe, daß der Produktionszuwachs nicht 
von der Höhe der Schwellenpreise bei der Einfuhr 
und von den Richtpreisen und Interventionspreisen 
auf den Binnenmärkten abhängig ist, dann wäre 
es für das Überschußproblem ziemlich unerheblich, 
wie hoch die Preise festgesetzt werden. Wir wollen 
unter technischem Fortschritt die mechanischen, 
biologischen und die organisatorischen Neuerungen 
verstehen. Die Mechanisierung der Landwirtschaft, 
deren unmittelbare Wirkung auf das Angebot von 
Agrarerzeugnissen im Ersatz von Futterflächen zu- 
gunsten der Flächen für Verkaufsfrüchte besteht, 
ist sicher viel mehr vom steigenden Preis der Ar- 
beit als vom Marktpreis der Produkte bestimmt 
worden. Aber in der innerbetrieblichen Konkur- 
renz der Betriebszweige hatte der Getreidebau 
auch durch seine besonders günstige Stellung im 
Agrarpreisniveau jahrelang so hohe komparative 
Vorteile, daß seine Flächen bis an die durch die 
Fruchtfolge gezogenen Grenzen ausgedehnt worden 
sind. Auch der Zuckerrübenanbau ist nicht nur 
durch die großen Fortschritte in der Mechanisier 
rung, sondern auch durch die guten Rübenpreise 
gefördert worden. In der Milchwirtschaft, wo die 
Mechanisierung relativ weniger Vorteile brachte, 
haben die durch steigende staatliche Zuschüsse er- 
höhten Auszahlungspreise zur Ausdehnung der 
Produktion beigetragen; sie haben nicht nur zur 
Haltung leistungsfähiger Kühe geführt, sondern 
auch die Verfütterung von Vollmilch reduziert, wo- 
durch die Butterproduktion gestiegen ist. Wenn 
sich Schweinefleisch leichter und billiger lagern 
ließe, hätte man durch Eingriffe in den zyklischen 
Marktverlauf sicher längst unverkäufliche Vorräte 
angehäuft. 

Weithin unabhängig von den Marktpreisen für 
Agrarerzeugnisse sind der biologische Fortschritt 

7) Vgl. Th. Dams, Fr. Gerl, H. Kötter, O. Strecker 
(Hrsg.): Agrarpolitik in der EWG. München-Basel-Wien 1968. 

im Pflanzenbau und in der Tierzucht und der orga- 
nisatorische Fortschritt in der Anwendung „geisti- 
ger Techniken“ in der Betriebsorganisation und 
Betriebsführung. Eine große Bedeutung aber haben 
die Preise als „Signal e“ für die mittel- und 
langfristigen Investitionen. Sind die Signale durch 
staatliche Garantiepreise zu hoch gesetzt, so sind 
Fehlinvestitionen die Folge, die wieder zu höheren 
Angebotsmengen führen. „Zu hoch“ bezieht sich 
hier nicht auf die Einkommensbildung, sondern 
auf das Marktgleichgewicht. Es ist ja geradezu 
charakteristisch für die Agrarwirtschaft, daß Preise, 
die über den Gleichgewichtspreisen des Marktes 
liegen, nicht ausreichen, um ein „vergleichbares“ 
Einkommen für die Landwirte zu gewährleisten. 
Dies Dilemma ist oft genug diskutiert worden. Das 
Ergebnis läuft darauf hinaus, daß — um einmal 
Marx zu zitieren — die Produktionsverhältnisse 
in der Landwirtschaft den gesellschaftlichen Pro- 
duktivkräften nicht mehr entsprechen; oder kon- 
kreter ausgedrückt, daß bei dem Stand der gegen- 
wärtigen Nachfrage und der Stufe des technischen 
Fortschritts der landwirtschaftliche Produktions- 
apparat zwar sehr viel leistet, aber mit zu hohen 
Kosten produziert. 

Es ist leicht einzusehen, daß wegen der Starr- 
heit der historisch gewordenen Strukturen der 
Prozeß des technischen Fortschritts zunächst in die 
alten Formen hineingezwungen worden ist. Dazu 
gehören insbesondere die technischen Neuerungen, 
welche die Produktion erhöhen. Größerer Aufwand 
von Kunstdünger und Futtermitteln, verbunden 
mit besserer Technik der Düngung und Fütterung, 
angewandt auf besseres Saatgut und leistungsfähi- 
gere Tiere, bessere Technik des Pflanzenschutzes 
mit besseren Schutzmitteln: das alles war den 
Landwirten aller Betriebsgrößen zugänglich. Bei 
hoher physischer Produktivität dieses Betriebs- 
mitteleinsatzes war der Anreiz groß, über eine 
Steigerung des Umsatzes das Einkommen zu er- 
höhen. Und solange das Preisverhältnis zwischen 
diesen ertragssteigernden Betriebsmitteln und den 
Endprodukten günstig ist, bleibt auch der wirt- 
schaftliche Erfolg gesichert, wenn der Markt für die 
Mehrerzeugung noch aufnahmefähig ist. 

Der Landwirt ist Mengenanpasser, d. h. er kann 
als Einzelproduzent den Marktpreis nicht beein- 
flussen, sondern er versucht, möglichst viel Ware 
zu diesen Preisen unterzubringen. Massieren sich 
aber diese Einzelangebote so stark, daß die Nach- 
frage versagt, so sinken die Preise, wenn der Staat 
nicht interveniert. Aber selbst bei sinkenden Prei- 
sen können Landwirte ihre Einnahmen erhöhen, 
wenn der Effekt des technischen Fortschritts im 
Betrieb durch Senkung der Produktionskosten grö- 
ßer ist als der Effekt der Preissenkung. Dies nur 
im Zusammenhang mit dem technischen Fort- 
schritt auftretende Phänomen hat zu der sonder- 
baren Ansicht geführt, daß sinkende Preise allein 
die Bauern veranlassen, die Produktion zu erhöhen. 
Doch diese nimmt nicht wegen, sondern trotz der 
Preissenkung zu. Die auf diesen Zusammenhang 
oft fälschlich angewandte „inverse“ oder „antikon- 
junkturelle“ Reaktion gehört zu einer vorkapitali- 
stischen Landwirtschaft, in welcher der Hauptauf- 
wand in Arbeit besteht und die Marktquote der 
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Erzeugung gering ist8). Sinkt der Preis, so genügt 
eine etwas größere Anspannung der Arbeit, um die 
Marktmenge zu erhöhen. Das geht dann meistens 
noch mit einer Einschränkung des Eigenverbrauchs 
einher. Dasselbe Ergebnis kann ein hoher Steuer- 
druck haben, der z. B. im zaristischen Rußland die 
Getreideexporte erhöht hat. 

In einer modernen Landwirtschaft mit ihrer 
hohen Marktquote und dem starken Zukauf von 
Betriebsmitteln führt eine Preissenkung zur Illi- 
quidität und diese, wenn nicht sofort zur Ein- 
schränkung, so doch mindestens zur Stagnation der 
Zukäufe für Dünger und Futtermittel und dadurch 
zu steigenden Krediten bei Genossenschaften und 
Händlern. Die Aufrechterhaltung des Produktions- 
niveaus kann nicht dauernd finanziert werden 
durch Verzicht auf Kapitalverzinsung und durch 
laufenden Kapitalverzehr, wenn keine Abschrei- 
bungen mehr gemacht werden. Daraus folgt weiter, 
daß der politische Druck für staatliche Interventio- 
nen zur Preisstützung sehr stark ist, daß aber auch, 
wenn man einmal damit angefangen hat, die Inter- 
ventionsmasse durch „Reproduktion auf höherer 
Stufenleiter“ immer drückender wird. In dieser 
Situation wünscht man sich den Mechanismus des 
Marktes, den man durch Intervention weitgehend 
ausgeschaltet hat, wieder herbei. Die Rückfahrt 
würde aber bei dem hohen Produktionsniveau 
(laufende Produktion plus Vorräte) eine so starke 
Senkung der Preise bedeuten, daß sie unzumut- 
bar und politisch auch nicht zu realisieren ist. 
Infolgedessen ist man gezwungen, sich wie ein 
Autofahrer, der die richtige Abfahrt auf der Auto- 
bahn verpaßt hat, in der eingeschlagenen Richtung 
weiterzufahren. Das Interventionssystem hat eine 
unerbittliche Logik, es kann sich vor der Vernich- 
tung nur durch weitere Interventionen zu retten 
versuchen: auf die Preisregelung folgt die Mengen- 
regelung. Das Memorandum der EWG-Kommission 
macht dazu den Vorschlag, die landwirtschaftlich 
genutzte Fläche um 5 Mill, ha und die Milchvieh- 
bestände um zunächst V2 Mill. Stück einzuschrän- 
ken. Bei Zucker will man die ungenügende Men- 
genregulierung verstärken. Damit sind wir genau 
an dem Punkt, von dem aus die europäische Agrar- 
politik wahrscheinlich die Methoden der USA- 
Agrarpolitik nachvollziehen wird. Und dies wie- 
derum wird von großer Bedeutung für die Richtung 
und das Ausmaß der in der EWG und den Mitglieds- 
ländern geplanten Strukturmaßnahmen und deren 
Wirkung auf das Einkommen sein. 

3. Ein Vergleich mit den USA an Stelle 
einer Prognose 

Es ist bekannt, daß die USA für eine Reihe von 
Produkten ein Preisstützungssystem praktizieren, 
das allen Farmern, die in den Genuß der Preis- 
stützung kommen wollen, eine Einschränkung der 
Anbauflächen auferlegt. Dabei wird für die still- 
gelegten Flächen eine Entschädigung gezahlt. Ich 
kann hier nur einige Beispiele nennen9). Zwischen 

8) Tschajanow: Lehre von der bäuerlichen Wirtschaft. 
Berlin 1923. 

9) United States Department of Agriculture, Agricultural 
Statistics 1966. 

1952 und 1965 ist die Erntefläche für Weizen und für 
Mais um rund 15 Mill, ha eingeschränkt worden. 
Das ist mehr, als die Bundesrepublik an landwirt- 
schaftlicher Nutzfläche besitzt. Gleichzeitig aber 
sind die Hektarerträge auf Grund des technischen 
Fortschritts (Kunstdünger und Sortenzüchtung) 
sehr stark gestiegen — bei Weizen um 60 %>, bei 
Mais sogar um 90 %>, so daß die Ernten 1965 bei 
Weizen dieselbe Höhe erreichten wie 1952, bei Mais 
sogar sehr viel höher waren. Gleichzeitig sank der 
Marktpreis in der Saison für beide Erzeugnisse um 
mehr als 30 %>. Für die Teilnehmer am freiwilligen 
Programm der Flächenstillegung erhöhte sich der 
Preis durch Beihilfen und Absatzzertifikate. So er- 
hielten z. B. diese Farmer für ein bushel Weizen 
1965 für 35 °/o ihrer „normalen Produktion inner- 
halb des Kontingents zu dem „Garantiepreis“ 
von 1,25 Dollar noch 0,75 Dollar Absatzzertifikate 
für Inland und 0,30 Dollar für Export10). Für diese 
Farmer lag die durchschnittliche Preissenkung für 
die Verkaufsmengen bei Weizen bei 20 %> des 
Standes von 1952. Die Stützungspreise betrugen 
1966 bei Weizen 72 °/o und bei Mais 83 °/o der 
„Parität“. Die Zahl der Milchkühe nahm in den 
USA von 22 Mill, im Jahre 1950 auf 15,5 Mill, im 
Jahre 1965 ab; die Milcherzeugung aber nahm um 
etwa 8 Vo zu, weil die Milchleistung je Kuh von 
2400 kg auf 3600 kg stieg. Die Milchwirtschaft ist im 
den USA durch lokale Marktordnungen, die Pro- 
duktion und Bedarf in Einklang bringen, durch 
Verträge geregelt. Die Butterproduktion ist bei 
sehr niedrigem Verbrauch nicht so wichtig wie in 
Europa. Deshalb hielten sich auch die Butterauf- 
käufe der Commodity Credit Corporation in be- 
scheidenen Grenzen, und die Vorräte sind — ge- 
messen an den europäischen — gering. Die Milch- 
preise sind seit zehn Jahren fast unverändert ge- 
blieben. Dasselbe gilt für die Preise der Schlacht- 
schweine im Durchschnitt des Auf und Ab der 
Zyklen der Preise und Mengen. Die Rindfleischpro- 
duktion stieg bei fast unveränderten Preisen stär- 
ker an als die Schweineproduktion. Einen Sonder- 
fall bildet die Erzeugung von Mastgeflügel. Sie hat 
sich von 1950 bis 1965 etwa verdreifacht; der Preis 
ist fast halbiert, und die Verkaufserlöse sind fast 
unverändert geblieben. Der Einbruch industrieller 
Methoden der Massenerzeugung in die Landwirt- 
schaft hat in erster Linie den Verbrauchern genützt. 
Ein großer Erfolg für die amerikanischen Farmer 
war dagegen der Sojaanbau, der bei leicht steigen- 
den Preisen 1965 auf einer fast dreimal so großen 
Fläche als 1950 eine Mehreinnahme von 1,3 Mrd. 
Dollar brachte. 

Das mit den Produktionsmengen gewogene Preis- 
niveau ist seit Anfang der fünfziger Jahre um etwa 
12 bis 15 % gesunken. Rechnet man auch die Stei- 
gerung der Zinsen, Löhne und Steuern ein, so sank 
der Paritätspreisindex von 100 auf 77. 

Charakteristisch für die Entwicklung der ameri- 
kanischen Landwirtschaft ist in dem hier beobach- 
teten Zeitraum von 1952 bis 1965 gewesen, daß die 
Produktionskosten prozentual stärker und in Geld 

10)Agrarpolitische Berichte der OECD, Agrarpolitik 1966, Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Bundesministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten, 1968, S. 439. 
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genau so stark gestiegen sind wie das Bruttoein- 
kommen (gross income), das aus den Verkaufs- 
erlösen, den unbaren Leistungen und den Zahlun- 
gen der Regierung besteht. Infolgedessen hatte da' 
Nettoeinkommen (net income of farm operation) 
Mitte der sechziger Jahre etwa dieselbe Höhe wie 
Anfang der fünfziger Jahre (rund 14 Mrd. Dollar1'). 
Nur dadurch, daß in diesen 15 Jahren die Zahl der 
Farmen von 5,2 auf 3,3 Mill, zurückgegangen ist, 
konnte sich das Nettoeinkommen pro Farm im 
Durchschnitt von 2700 auf 4200 Dollar erhöhen. 
Dabei entfielen 1950/51 nur 50 und 1965 schon 700 
Dollar je Farm auf Zahlungen der Regierung. Das 
Pro-Kopf-Einkommen aus der Landwirtschaft der 
auf der Farm wohnenden Personen stieg von rund 
700 auf rund 1100 Dollar und die außerlandwirt- 
schaftlichen Einkünfte von 300 auf 550 Dollar. Die 
Zunahme des Einkommens aus der Landwirtschaft 
nahm sich mit 57 %> pro Kopf im Vergleich mit 
europäischen Verhältnissen recht bescheiden aus. 
In Deutschland z. B. hat sich das Einkommen pro 
Kopf in der Landwirtschaft allein in den letzten 
zehn Jahren mehr als verdoppelt. 

Diese Zunahme — und darin lag bisher ein 
charakteristischer Unterschied zwischen der euro- 
päischen und der amerikanischen Entwicklung — 
brauchte nicht allein aus der Abnahme der Zahl 
der Arbeitskräfte und der Betriebe und aus dem 
betriebstechnischen Fortschritt herausgeholt zu 
werden, sondern sie entstand auch daraus, daß 
kräftig steigende Verkaufsmengen nicht bei sin- 
kenden, sondern bei konstanten und steigenden 
Preisen aufgenommen worden sind. Wird es nun 
angesichts der Tendenz zur Überproduktion in der 
EWG zu einer anhaltenden Stagnation des Agrar- 
preisniveaus und sogar zum Rückgang einiger 
Agrarpreise kommen? Das wäre ein Nachvollzug 
der amerikanischen Entwicklung. Da in dieser aber 
seit vielen Jahren die Wirkung der Maßnahmen 
zur Einschränkung der Produktion, die in der EWG 
jetzt erst in Erwägung gezogen werden, schon ein- 
geschlossen ist, so muß der mutmaßliche Effekt der 
in der EWG geplanten Reduzierung der landwirt- 
schaftlichen Nutzflächen und der Milchkuhbestände 
skeptisch beurteilt werden. 

Man hört in Diskussionen den Einwand, daß die Ver- 
einigten Staaten ja noch ein viel größeres Produktions- 
potential besäßen als die EWG-Länder, andererseits 
aber schon der Sättigung des Konsums pro Kopf nahe 
kämen. Deshalb würden in Europa auch schon verhält- 
nismäßig geringe Produktionsbegrenzungen genügen. 
Das noch verfügbare Potential in der EWG wird mei- 
stens unterschätzt. Nach den Projektionen der OECD 12) 
werden z. B. die Weizenerträge pro Flächeneinheit in 
Frankreich, Deutschland und den Niederlanden in Zu- 
kunft stärker zunehmen als in den USA, während die 
Milcherträge nur in Frankreich ähnlich stark wachsen 
dürften. Folgende, aus dem eben erwähnten Bericht zu- 
sammengestellte Übersicht weist deutlich genug auf die 
zukünftigen Schwierigkeiten hin. 

Wenn diese Projektionen auch unsicher sind, so ma- 
chen sie doch wahrscheinlich, daß die Märkte für Brot- 
getreide und Milch unter starkem Angebotsdruck ste- 

U) Agricultural Statistics 1966, S. 482. 
12) Secretariat de l'OECD, 21 Länderberichte über Produktion 

und Konsum. Paris 1968. 

hen werden, während die Mangellage bei Rindfleisch 
sich verschärft. Dieselbe Entwicklung wird für die USA 
prognostiziert. Das kann auf die Preisrelationen, aber 
darüber hinaus auch auf das Preisniveau nicht ohne 
Einfluß bleiben. Es wird schwierig sein, das jetzige euro- 
päische Agrarpreisniveau, das noch etwa 40—45 0/o über 
Weltmarktniveau liegt, zu halten. Die EWG-Kommis- 
sion schlägt einige Preiskorrekturen nach unten vor; sie 
sind aber wohl mehr als „Signale“ gedacht als auf eine 
unmittelbare Einschränkung der Produktion gerichtet, 
zumal die geplante Anhebung der Preise für Milch- 
eiweiß die Senkung der Butterpreise wieder aufheben 
soll. 

Defizite (—) und Überschüsse ( + ) in der EWG (1000 t) 

1961/67 1975 1985 

Brotgetreide 
Futtergetreide 
Rind- und Kalbfleisch 
Milchfett 
Milcheiweiß 

—1 791 
—9 028 
— 431 
+ 50 
+ 117 

+ 1 535 
—9 680 
— 796 
+ 289 
+ 641 

+ 2 907 
—9 660 
— 970 
+ 265 
+ 466 

Quelle: OECD, Agricultural Projektion« for 1975 and 1985, Paris, 
1968, S. 50. 

Schon eine Stagnation der Preise bei fortschrei- 
tender Verteuerung der Betriebsmittel würde — 
wie in den Vereinigten Staaten —- dazu führen, daß 
der noch anhaltende Zuwachs an Verkaufserlösen 
durch steigende Produktionskosten immer mehr 
aufgezehrt wird. Wenn aber das gesamte Netto- 
einkommen der Landwirtschaft stagniert, so kann 
der einzelne Landwirt sein Einkommen nur noch 
erhöhen, wenn er bei gefallenen Stückgewinnen 
seinen Umsatz vergrößert, was bei bodenabhängi- 
gen Produktionen zur Vergrößerung der Betriebs- 
fläche, bei bodenunabhängigen zur Konzentration 
von Viehbeständen führt. Auf jeden Fall handelt 
es sich darum, daß Landwirte andere Landwirte 
aus der Produktion verdrängen, und das geht bei 
bodenunabhängigen Produkten leichter als bei 
bodengebundenen. Im letzten Falle entstehen be- 
sonders hohe „Verdrängungskosten“ (Pacht oder 
Kauf). In den EWG-Ländem ist in Zukunft ein 
ähnlich starker Druck in Richtung einer Betriebs- 
vergrößerung zu erwarten wie in den USA, wo bis- 
her der Zwang zur Vergrößerung stärker und die 
Verdrängungskosten geringer waren. 

In einem Gebiet der USA, das seiner Agrarstruktur 
nach am meisten Ähnlichkeit mit den nördlichen Ge- 
bieten der EWG hat, nämlich in dem Gebiet um die 
großen Seen herum (Illinois, Iowa, Wisconsin), ist die 
durchschnittliche Betriebsgröße von dem Umfang der 
alten Heimstätte (65 ha) inzwischen auf etwa 100 ha 
gestiegen. Die Optimumkalkulationen kommen aber zu 
weit größeren Flächen1S). So wird z. B. für Illinois als 
optimal eine Farm von 900 ha mit einem guten Be- 
triebsleiter und zwei Mann genannt. Nach einer Un- 
tersuchung von B i s c h o f f u) gelten als langfristige 
Effizienzmaxima in den USA in der Bodenproduktion 

,3) J. C. Thomson: Referat auf der Clergy Economic 
Education Conference in Pere Marquette State Park Gralton, 
Illinois, 1. Oktober 1968 (Typoskript). 

14) Th. Bischoff: Zum Betriebsgrößenproblem in der 
Forschung und Landwirtschaft in den USA. In: Berichten über 
Landwirtschaft, Bd. 46 (1968), S. 162 ff. 
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170 bis 700 ha und in der Milchproduktion Bestände 
von 60 bis 150 Kühen, wobei in der Milchwirtschaft 
Familienwirtschaften mit 2 AK zugrunde gelegt worden 
sind. Im hügeligen Gelände von Süd-Iowa rechnet man 
beim Anbau von Mais, Hafer, Soja, Grünland und der 
Haltung von Mutterkühen mit etwa 180 ha. Thom- 
son ist der Meinung, daß etwa 20 000 Dollar Umsatz 
nötig sind, um heute mit dem „Vetter in der Stadt“ ein 
gleiches Einkommen zu haben. Diesen Umsatz und dar- 
über aber hatten 1964 nur rund 13 °/# der Betriebe mit 
einem durchschnittlichen Nettoeinkommen von 10 000 
bis 11 000 Dollar aus der Farm und einem Zusatzein- 
kommen von 2000 Dollar aus anderen Quellen. Sie lie- 
ferten allerdings etwa 60 °/o der Verkaufserlöse. 

Man sieht also, daß die amerikanische Landwirt- 
schaft ebenso weit von einer „optimalen“ Struktur 
entfernt ist wie die europäische. Man muß nämlich 
bei einem Vergleich beachten, daß er nur für die 
Relationen, nicht aber für absolute Größen gilt. Ein 
Einkommen von 10 000 bis 12 000 Dollar je Farm 
ist etwa das Doppelte, was bei uns als „vergleich- 
bares Einkommen“ gilt; und da in den USA die 
städtischen Einkommen höher, die Preise niedriger 
und die Roherträge geringer sind, müssen die Flä- 
chen für ein paritätisches Einkommen nicht nur 
doppelt, sondern etwa viermal so groß sein wie bei 
uns. Für einige Betriebszweige gibt es überhaupt 
keine Vergleiche, z. B. mit der extensiven Rinder- 
mast, für die man in Colorado und Kalifornien 
5000 bis 7500 Stück rechnet. Verglichen mit den 
oben für die USA genannten Flächen und Viehbe- 
ständen, erscheinen die von der EWG-Kommission 
genannten Größenordnungen (80—120 ha) ziemlich 
gering, aber bei dem heutigen Zustand der Agrar- 
verfassung in der EWG sind sie revolutionär. Zu 
diesem Strukturproblem kann ich hier nicht Stel- 
lung nehmen. Aber es bleibt nach den heutigen 
Projektionen über die Produktionsentwicklung un- 
wahrscheinlich, daß man das Überschußproblem 
bei Getreide und Milch durch Vergrößerung der 
Betriebe und der damit verbundenen Änderung der 
Produktionsstruktur lösen kann. Man wird dabei 
an den Wettlauf zwischen Hase und Igel erinnert. 
Marktgleichgewicht läßt sich nur erreichen, wenn 
man entweder den Mut zu starken Preissenkungen 
oder Mengenkontingenten hat. Tertium non datur! 
Daß aus Gründen einer besseren Einkommensbil- 
dung die Betriebe größer werden müssen, ist dage- 
gen nicht umstritten. 

Die bisherigen Methoden der Agrarpolitik rei- 
chen auch in den USA nicht mehr aus. Es ist heute 
die Tendenz erkennbar, von der Preisstützungs- 
politik mehr zur Beihilfepolitik überzugehen und 
die Differenz zwischen inländischem Preisniveau 
und dem Weltmarkt abzuschwächen und an Export- 
subventionen zu sparen. Das müßte mit weiteren 
Flächenstillegungen gekoppelt werden. Heady 
meint, daß noch etwa 22 Mill, ha in Gras und Wald 
verwandelt werden müßten, wenn die Realpreise 
der Farmprodukte gehalten werden sollen 15). Dies 
soll aber nicht wie bisher durch eine prozentuale 
Einschränkung des Farmlandes in allen Regionen 
geschehen, sondern durch die Stillegung ganzer 
Farmen in bestimmten Gegenden. Das erinnert an 
die frühere „Bodenbank“. Damals wurde aber die- 

15) E. O. Heady: Social Implications of Action Programs. 
In: Sociologia Ruralis, Journal of the European Society for 
Rural Sociology, Vol. VIII No. 3-4, 1968, S. 367. 

ses Bodensystem wieder aufgegeben, nicht weil es 
den Farmern, die zu Rentnern wurden, nicht paßte, 
sondern weil die anderen Einwohner der Counties, 
die bisher an der Belieferung und am Absatz der 
Farmer verdient hatten, dagegen protestierten. 
Heady votiert für eine stärkere Unterstützung 
aller der Personen, welche die Landwirtschaft ver- 
lassen müssen und vor allem für bessere Bildungs- 
einrichtungen auf dem Lande, er analysiert ferner 
die soziologischen Bedingungen der amerikanischen 
Agrarpolitik. Man darf sagen, daß die aktuellen 
und die langfristigen Probleme der Agrarpolitik 
und die vorgeschlagenen Lösungen heute in den 
USA und in der EWG in einem erstaunlichen Maße 
konvergieren. „Es ist jetzt nötig, wenn dauernde 
Lösungen gefunden werden sollen, daß die Budget- 
Kosten der Farmprogramme verringert werden und 
größere öffentliche Fonds freigemacht werden für 
andere dringende soziale Probleme, ein dauerndes 
Überwechseln von Land auf einer interregionalen 
Basis zu einer weniger intensiven Landwirtschaft. 
Kompensationen müssen sich auf alle wichtigen 
Sektoren der betroffenen ländlichen Gebiete er- 
strecken. Nur dann kann eine Politik, die lang- 
fristige Lösungen bringt, wie es freie Märkte mit 
ihrer abrupt erzwungenen Einkommensdepression 
sein würden, oder eine Politik, welche das Einkom- 
men durch Kompensationen für die Anpassung 
aufrecht erhält, für die Öffentlichkeit akzeptiert 
werden 16).“ Und noch ein Ausspruch von Heady 
verdient Beachtung. Bei der großen Diskrepanz 
zwischen der jetzigen Struktur der Landwirtschaft 
in Europa und Amerika und den Projektionen und 
Plänen für 1980 und 2000 kommt es auch wieder auf 
die zeitgerechte Dosierung der Maßnahmen an. 
„Einige Politiken sind nicht abzeptabel, nicht allein 
wegen der kurzfristigen Folgen, sondern auch, weil 
die vorgesehenen Raten des Wechsels größer sind 
als Menschen und Institutionen vertragen 17).“ 

Bei der Abwägung dieser Dinge kommt es auch 
entscheidend auf die Verhaltensweise der Bauern 
und Farmer an, die sich nicht allein von der Maxi- 
mierung des Bareinkommens leiten lassen, sondern 
von einem Nutzenkalkül, das alle Faktoren der 
Existenz umfaßt. Die optimale Betriebsgröße inter- 
essiert sie nicht, solange sie bei dem ständig ange- 
stellten Vergleich mit dem „Vetter aus der Stadt“ 
befriedigt (amerikanisch: satisfied) sind. Mend ras 
und F a u v e t haben vor einigen Jahren ihrem 
Buch „Les paysans et la politique“ den Satz vor- 
angestellt: „Die französische Bauernschaft ist zahl- 
reich, unterschiedlich placiert und im allgemeinen 
mißvergnügt.“ Das gilt auch für die anderen EWG- 
Länder. Die neuen Leitbilder der EWG-Kommis- 
sion, die eine sehr drastische Verringerung der 
Bauembetriebe in allen Mitgliedsländern bedeu- 
ten, werden vielleicht Optimismus bei denen, die 
zu überleben hoffen, erzeugen, aber das Mißver- 
gnügen der vielen, die ihren selbständigen land- 
wirtschaftlichen Beruf aufgeben sollen, vielleicht 
bis zur offenen politischen Auflehnung steigern, 

16) E. O. H e a d y : A. a. O., S. 368. 
>’) Ebenda, S. 370. 
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wenn man ihnen nicht schnell einleuchtende Alter- 
nativen gibt. Die europäischen Bauernverbände 
werden es schwer haben. Sie müssen sehr vielseitig 
und flexibel taktieren, sonst zerstreiten sie sich, 
wie auch der amerikanische Farmblock von 1930 
zerfallen ist. Hier verlangt heute eine Gruppe von 
Farmern, in der besonders die großen Commercial 
Farmer vertreten sind, freie Märkte, eine andere 
Gruppe, vorwiegend mittlere Farmer, akzeptiert 
nach wie vor das Garantiepreissystem mit Auf- 
lagen, eine dritte, vorwiegend kleine Farmer, ist 
für garantierte Mindesteinkommen, und die vierte 
Gruppe, die sich seit 1955 organisiert hat, tritt für 
Agrarkartelle ein, die mit einer Mehrheit von 60 °/o 
der Stimmen der Farmer zu Zwangskartellen ge- 
macht werden sollen. 

Ich glaube, daß vor diesem hier kurz skizzierten 
Hintergrund die neuen Programme zur Agrarpoli- 
tik in der richtigen Perspektive gesehen werden 
können. Die Agrarpolitik der EWG aber hat die 
schwierige Aufgabe, einen Weg „zwischen Bankrott 
und Utopie“ zu finden. 

Zusammenfassung 
Die Agrarpolitik der EWG hat ihre wichtigsten beiden Ziele: 

Annäherung der landwirtschaftlichen Einkommen an die ande- 
ren Wirtschaftszweige und Gleichgewicht von Angebot und Nach- 
frage auf den Agrarmärkten, nicht erreichen können. Das erste 
Ziel war bei dem nach dem Zweiten Weltkrieg herrschenden 
Struktur- und Wachstumsbedingungen in der Landwirtschaft 
und in der gewerblichen Wirtschaft von vornherein eine Illu- 
sion. Das zweite Ziel wurde durch eine falsche Dosierung der 
Marktinterventionen in Verbindung mit dem technischen Fort- 
schritt vereitelt. Nun droht das bisherige Jnterventionssystem 
an den hohen finanziellen Aufwendungen zu scheitern. Ange- 
sichts dieser kritischen Situation hat die Kommission auf Initia- 
tive des Vizepräsidenten Mansholt eine radikale Schwen- 
kung ihrer Agrarpolitik vollzogen. Auf einen kurzen Nenner 
gebracht, soll die Tendenz zur Überproduktion durch eine sehr 
weitgehende Veränderung der landwirtschaftlichen Betriebs- 
strukturen gebändigt und durch die Vergrößerung der betriebs- 
technischen Einheiten soll gleichzeitig das Einkommensproblem 

gelöst werden. Zur Unterstützung werden in der Übergangszeit 
bis zur Verwirklichung der neuen Agrarstruktur einige Produk- 
tionsbeschränkungen vorgeschlagen. Wahrscheinlich wird in die- 
sen Plänen die Wirkung von Betriebsänderungen auf die Pro- 
duktion überschätzt, während der technische Fortschritt in seiner 
stimulierenden Wirkung auf das Angebot unterschätzt wird. Es 
wird deshalb schwerlich gelingen, sich durch noch so radikale 
Strukturänderungen aus der Krise der Markt- und Einkommens- 
politik „hinauszuschleichen". Das amerikanische Beispiel zeigt 
deutlich genug, daß man der harten Logik des Interventions- 
systems nicht entgehen kann und auf die Regulierung der Preise 
die Regulierung der Mengen folgen lassen muß. Dies wird neue 
Konfliktstoffe in die EWG bringen. Nur eine Neubelebung der 
europäischen Einheitsbestrebungen auf höchster politischer Ebene 
könnte verhindern, daß solche Interessenkonflikte in der Agrar- 
politik zur weiteren Desintegration führen. 

The Crisis in the Common Market Agricultural 
Price- and Income-Policy 

The EEC's agricultural policy has been unable to attain its 
two main objectives of achieving parity between incomes in 
agriculture and in other sectors, and balancing supply and 
demand in agricultural markets. The former was always 
illusory, given the structure and growth conditions in agricul- 
ture and industry after World War II; the latter was defeated by 
too strong a dosis of market interventions and the progress in 
production techniques. Now the existing system of subsidies 
seems in danger of foundering because, of the high costs of 
maintaining it. Faced with this critical situation, the Commis- 
sion, on the initative of Vice-President Mansholt, has propos- 
ed to manage a radical reversal of its agricultural policy. Briefly 
stated, the tendency to over-production is to be restrained by 
a very far-reaching change in the structure of farming, while 
the larger size of the operating farm units is supposed to solve 
the incomes problem. During a transition period until the new 
agricultural structure becomes a reality certain production 
restrictions are suggested. These plans probably over-estimate 
the effect structural changes will have upon production and 
under-estimate the stimulating influence of technical advances. 
Thus, structural changes, however radical, are most unlikely to 
succeed in "heading off" the crisis in the price- and income- 
policy. It is clear enough from the example of America that 
one cannot escape the relentless logic of the intervention 
system, and that regulation of prices must be accompanied by 
regulation of supplies. This will introduce fresh cause for con- 
troversy into the EEC. Nothing short of a revival of the Euro- 
pean urge towards unity at the very highest political level 
can prevent conflicts of interest as regards agricultural policy 
from bringing about further disintegration. 

Theorie und Ermittlung des Investitionsverhaltens 

im Agrarbereich 
Dr. P. Uhlemann, Stuttgart-Hohenheim *) 

Problemstellung 

Die Investitionstätigkeit gilt als wesentlichster 
Bestimmungsgrund der Beschäftigung und des 
Wachstums einer Volkswirtschaft. Aus diesem 
Grunde stellt sich die Frage, wie die Investitionen 
ihrerseits bestimmt sind, eigentlich von selbst. 

Die Beziehung zwischen der Höhe der Investitio- 
nen und den Investitionseinflußgrößen wird als In- 
vestitionsfunktion bezeichnet ‘). Das Interesse an 
der Ermittlung empirischer Investitionsfunk- 
tionen resultiert im wesentlichen aus dem Umstand, 
daß sie wesentlicher Bestandteil aller kurz- und 

*) Institut für Wirtschaftslehre des Landbaues der Univer- 
sität Hohenheim (Direktor: Prof. Dr. G. W e i n s c h e n c k). 

mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen bzw. sekto- 
ralen Prognosemodelle sind, die immer mehr in den 
Mittelpunkt der neuen empirischen Forschung 
rücken. 

Da zumindest alle privaten Investitionen von 
selbstverantwortlichen Wirtschaftssub.iekten vor- 

1) Vgl. Krelle, W.: Die Investitionsfunktion. Jahrb. f. 
Nationalök. u. Stat., 172. Jg., 1960, S. 345 ff. — Gutenberg, 
E.: Untersuchungen über die Investitionsentscheidunggen indu- 
strieller Unternehmungen. Köln und Opladen 1959. — Lorenz, 
D.: Probleme und Ansätze einer kapazitätsorientierten Investi- 
tionspolitik. Wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen, Heft 8, 
Berlin 1958. — Preiser, E.: Investition und Zins. Bildung 
und Verteilung des Volkseinkommens. 3. Aufl., Göttingen 1963, 
S. 171 ff. 
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